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Beiblatt zur ParlamentskorrespondenzQ 25. Oktober 1951. 

A n fra g e b e a n t w 0 ~.~.!.i..~ 

In Beantwortung einer Anfrage dar Abgo Dr~ P f e i f e r .und Genossen, 

betreffend die Spareinlagen der ehemaligen R0ic~spostbcdienstcten, teilt 

Bund~8minister !Ur Finanzen Dro M arg a r ~ t hamit: 

Die Post-Spar- und Darlehensvereine wurden in Anpassung an gleiohartige. 

deutsohe Einriohtungen naoh 1938 flir die Post-Direktionsbczirke Grazj Innsbruok; 

Klagenfurt, Linz und Wien errichtet~ Diese Vereine haben die Erlaubnis zum 

Betrieb der Gesohäfte von Kredituntcrnehmungon erhaltcn~ Es handelt sich dom­

nach um Kreditinstitutei auf welche die :ßostimmungen der österreiohisohen -
Währungsgesetze Anwendung finden. Da die Zulassung von Vereinen zum Betriebe 

de~ Gesohäfte von Kreditunternehmungen den östcrrciohischcn Gesetzen wide~· 

spriohti' konnten die Post-Spar- und Darlchcn.svcreinc in dieser Form nioht 

weiter bcstehene 

Unabhängig von dieser Frage hat, wie festgestellt wurdc~' der ,Liquida­

tor der Einrichtungen des Deutschen Reiches in der Republik österreich 
(Post- und Telegraphc~vervfaltung) die Einstell'.lng der Tätigkeit der Postt.,.Spar­

und Darlchensvcroinc mit 8aJäl1ner 1946 verfügt~ Alle Post- und Telegraphen­
direktionen in österreioh sind vom Liquidator beauftragt worden, das Vermögen 

dieser Vereine sicherzustellen. D.ie satzungsgel11ässen Geschäfte werden nicht 
betrieben. Die Post- und Telegraphendirektionen in Graz, IrulSbruok und Linz 

haben vereinzelt Auszahlungen aus Spareinlagen goleistct und auoh Einlagen 

entgegengenommene 

Der Gesamtstand. der Einlagen boi den run! 2,par- und Darlehensvel'tdnen 

beläuft sich auf rw.ld 9,5 Millionen Schillingr.B5erur sind fast keine DcckullgS­

werte vorhandeuo Die Einlagen sind über die damalige Postkasse der General­

postkas'se in Berlin zugeflosscn~ Letztere hat den Gros~teil der Beträgc­

während des Krieges in doutsahen Wer'&papiercn al1gelegt~ für Vlelche heute keine 

Deokung vorhanden ist. Nur f'ü.r einen kleinen Teil der Anlagüll wurden Wertpa­

piere deutscher Länder (zoBo 4 % Württembcrgiechc Gol~pfruldbriefe) u.ä. ange­
schafft, bei denen noch Aussicht bC3toht, dass im Zu,ge der nauen deutschem 

e:1nsohläg:l.gen Gcsetzesmassnahmcn (Wertpapierberd.nigullgsgesetz) ein gewisser 

Gegenwert cinfli~ssel1 Vlird~ 
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- Da~ Bundesministerium für Finatlzen erhebt gegon eine Auszahlung von 
Guthaben bei den Post-Bpar- und Darlehenavereinen Ullte~ BQäohtung der 

Best~ngon dos Währungssohutzgesetzes, BGBl.Nr.250/l947, keine Einwen­
dUl'J.g~n. Die gemäs s § 14 WHhrungsschut zgesetz auf die oinze Inen Guthaben 

entfallenden Bundesschuldvcrsohreibungen 1947 worden naoh Bekanntgabe des 
Erfordernisses duroh die Generaldirektion für die Post- und Tolegraphenver­

waltung in voller Höhe zur VerfU.gung gestellt werden .. Inwiewoit eine Auszah­
lung einzelner Guthabensanteile, fftirdie naoh den Bestimmungen des WährUngs­

soh~tzgesctzas eine Barauszahlung duroh daskontenführcndo Institut vorgesehen 

i.st, siOh ermögliohen lässt, hängt von don Deokungsuerten a.b. Da diese nur 

gering und zur Zeit auoh nioht realisierbar sind, kann die Bnra.uszahlung 
dCl"zei t ohne fremde Hilfe von den Instituten nioht durohgeführt vrerd.cn. 

Bundesmittel für cine diesbezügliche Hilfeleistung an diese Institute sind 
nicht vorgesehen. 

Es blQibt dem Bundesmdnisterium für Verkehr und verstaatliohte Betrie­
be überlassen, duroh RUokstellung von Krediten bzw. Einsparungen die Bedeokung 

fUr allfällige Barzahlungen an die Spar- und Darlehensvereine erforderliohen­
falls im Einvernehmen mit dem Bundesiministcrium. f"ür Finanzen sioherzustellen • 

...... -.-.-.- .... 

294/AB VI. GP - Anfragebeantwortung (gescanntes Original)2 von 2

www.parlament.gv.at




